
 

  

S 2 U 185/19

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Erfüllung einer vermeintlichen Pflicht aus

dem Beschäftigungsverhältnis
Freiwillige Teilnahme
Integraler Bestandteil eines fachlichen
Programmpunkts im Rahmen einer
Tagung
Segway Parcours
Team-Building-Maßnahme

Leitsätze I. Der innere Zusammenhang zwischen
der Teilnahme der Verletzten an einem
Segway-Parcours als Team-Building-
Maßnahme im Rahmen einer Tagung und
ihrer versicherten Tätigkeit beim
Unternehmen ist auch dann gegeben,
wenn sie mit ihrer Teilnahme nicht eine
objektiv geschuldete Handlung vornimmt,
sondern einer vermeintlichen Pflicht aus
dem Beschäftigungsverhältnis
nachgegangen ist und nach den
besonderen Umständen ihrer
Beschäftigung zur Zeit der Verrichtung
annehmen durfte – und angenommen hat
– sie treffe eine solche Pflicht (vgl. BSG v.
15.11.2016, B 2 U 12/15 R).
II. Solche besonderen Umstände liegen
jedenfalls dann vor, wenn die
Durchführung des Segway-Parcours als
Team-Building-Maßnahme integraler
Bestandteil eines fachlichen
Programmpunktes der Tagung ist und
nicht nur mittelbar dem Betriebsklima –
quasi als positiver Nebeneffekt – dient,
sondern unmittelbar betrieblichen
Interessen/Zielsetzung des
Unternehmens.
III. Liegen besondere Unmstände vor und
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weist das Unternehmen die
Tagungsteilnehmer vor der Durchführung
des Segway-Parcours nicht auf die
Freiwilligkeit der Teilnahme hin, kann sich
der Unfallversicherungsträger auch dann
nicht auf Freiwilligkeit der Teilnahme am
Segway-Parcours berufen, wenn die
Teilnahme an der Tagung freiwillig war.

Normenkette BKKG § 2 Abs. 2 S. 1 Nr. 3
SGB VII § 2 Abs. 1 Nr. 1
SGB VII § 2 Abs. 1 Nr. 8

1. Instanz

Aktenzeichen S 2 U 185/19
Datum 03.02.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 17 U 65/20
Datum 20.01.2022

3. Instanz

Datum -

Â 

I. Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
03.02.2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. Die Beklagte hat der KlÃ¤gerin auch die auÃ�ergerichtlichen Kosten des
Berufungsverfahrens zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

T a t b e s t a n d :

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob es sich bei dem Ereignis am 04.04.2017 um
einen Arbeitsunfall im Sinne des Â§ 8 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII)
handelt.

Die 1985 geborene KlÃ¤gerin war laut Anstellungsvertrag vom 17.04.2013 seit
01.07.2013 als Assistenz der Bereichsleitung und zum Zeitpunkt des Ereignisses
vom 04.04.2017 als Service Request Managerin bei der F beschÃ¤ftigt.

In der Zeit vom 04.04.2017 bis 05.04.2017 fÃ¼hrte der Arbeitgeber der KlÃ¤gerin

                             2 / 15

https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/8.html


 

eine 2-tÃ¤gige Dienstveranstaltung (Klausurtagung/Kick-Off Bereich â��Business
Developmentâ��, beginnend am 04.04.2017 um 8.30 Uhr bis 05.04.2017 um 16.00
Uhr im Romantikhotel H, P) durch, an der die KlÃ¤gerin sowie ausschlieÃ�lich
Mitarbeiter des neu gegrÃ¼ndeten Bereichs â��Business Developmentâ��
teilnahmen. Am 04.04.2017 nahm die KlÃ¤gerin im Rahmen des
Tagesordnungspunktes â��Impulsvortrag in Cooperation mit S. E. T.â�� (von 14.30
Uhr bis 17.30 Uhr) an einem Segway-Parcours teil. Laut Durchgangsarztbericht vom
selben Tag stÃ¼rzte die KlÃ¤gerin mit dem Segway auf die linke Schulter und erlitt
dabei eine Humeruskopffraktur. Ab 04.04.2017 war sie (bis voraussichtlich
18.04.2017) arbeitsunfÃ¤hig erkrankt. In der Unfallanzeige vom 18.04.2017 wurde
vermerkt, dass bei einer 2-tÃ¤gigen Veranstaltung (vom 04.04. bis 05.04.2017) mit
den Mitarbeitern des Bereichs â��Business Developmentâ�� am Nachmittag des
04.04.2017 ein Teambuilding-Event im Rahmen eines Segway-Parcours
stattgefunden habe. Nach Einholung von AuskÃ¼nften vom Arbeitgeber der
KlÃ¤gerin (Fragebogen â��Betriebliche Gemeinschaftsveranstaltungâ�� vom
28.04.2017, unterzeichnet von Frau R (R), und Telefonvermerk vom 15.05.2017
Ã¼ber ein Telefonat mit dem Bereichsleiter der KlÃ¤gerin, Herrn M (M), bewertete
die Beklagte das Ereignis zunÃ¤chst als versicherte TÃ¤tigkeit und Ã¼bernahm die
gesamten Behandlungskosten der KlÃ¤gerin.

Am 11.12.2017 stellte die KlÃ¤gerin durch ihren ProzessbevollmÃ¤chtigten Antrag
auf Anerkennung des Ereignisses vom 04.04.2017 als Arbeitsunfall und
GewÃ¤hrung von Verletztenrente. Nach Einholung eines 1. Rentengutachtens vom
05.06.2018 (F) und einer beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 13.07.2018 (C)
lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 09.10.2018 die Anerkennung des Ereignisses
vom 04.04.2017 als Arbeitsunfall im Sinne des Â§ 8 SGB VII ab. Es bestehe kein
Anspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung gemÃ¤Ã� Â§Â§ 26
ff. SGB VII. Die zum Unfall fÃ¼hrende Handlung der KlÃ¤gerin (Fahrt mit dem
Segway) habe nicht der in Â§ 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII versicherten BeschÃ¤ftigung als
Service Request Managerin gedient. Vielmehr habe es sich bei der Teilnahme am
Segway-Parcours um eine FreizeitaktivitÃ¤t und damit um eine eigenwirtschaftliche
und unversicherte Verrichtung im Rahmen einer Dienstreise gehandelt, die
KlÃ¤gerin habe damit objektiv weder eine Haupt- noch eine Nebenpflicht aus ihrem
Arbeitsvertrag erfÃ¼llt. Es habe auch kein besonderer Bezug zu dem
Unternehmenszweck bestanden. Das Absolvieren des Segway-Parcours habe
vielmehr erkennbar und abgrenzbar vom Ã¼brigen Programm der Unterhaltung,
Entspannung und Geselligkeit sowie der Auflockerung der Veranstaltung gedient.
Zwar sei es dem Arbeitgeber um die ZusammengehÃ¶rigkeit im Team (â��Team
Buildingâ��) gegangen, allerdings mache allein die Tatsache, dass eine
gemeinsame FreizeitbeschÃ¤ftigung bzw. gesellige Zusammenkunft mit Kollegen
und/oder Vorgesetzten mittelbar auch dem Betriebsklima, dem gegenseitigen
Kennenlernen und der kollegialen Zusammenarbeit zugutekomme, was
regelmÃ¤Ã�ig im Interesse des Arbeitgebers liegen werde, aus einer â�� wie hier
â�� privaten BeschÃ¤ftigung keine zumindest wesentlich betriebsdienliche und
damit versicherte TÃ¤tigkeit. Veranstaltungen zur Freizeitgestaltung oder zur
Befriedigung sportlicher oder kultureller Interessen der BeschÃ¤ftigten stÃ¼nden
auch dann nicht unter Versicherungsschutz, wenn sie im rÃ¤umlichen und zeitlichen
Zusammenhang mit der BetriebstÃ¤tigkeit erfolgten und von dem Unternehmen
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gebilligt oder unterstÃ¼tzt wÃ¼rden. Es stehe einem Arbeitgeber zwar frei, seinen
Mitarbeitern entsprechende Veranstaltungen anzubieten; er habe es dadurch jedoch
nicht in der Hand, den Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung auf sonst
unversicherte TatbestÃ¤nde auszuweiten und zwar auch dann nicht, wenn
hierdurch die persÃ¶nliche Verbundenheit einer Gruppe von BeschÃ¤ftigten mit
dem Unternehmen gestÃ¤rkt werde. Es komme auch nicht darauf an, dass bereits
im Rahmen der Einladung auf den Programmpunkt â��Impulsvortrag in Cooperation
mit S. E. T.â�� hingewiesen worden sei. Denn der rein formale Umstand der
Aufnahme eines Programmpunktes in die Tagesordnung fÃ¼hre nicht zur
Herstellung eines rechtlich wesentlichen inneren bzw. sachlichen Zusammenhangs.
Ebenso spiele es keine Rolle, ob der Arbeitgeber eine Teilnahme an dem Segway-
Parcours erwartet oder gewÃ¼nscht habe. Denn auch in diesem Fall wÃ¼rde der
Umfang des Unfallversicherungsschutzes in das Belieben des Arbeitgebers gestellt.
Zumindest dann, wenn es vor allem auÃ�erhalb der unmittelbaren betrieblichen
SphÃ¤re um eine Erwartungshaltung des Arbeitgebers/Vorgesetzten hinsichtlich der
Teilnahme an reinen Freizeit- oder Urlaubsveranstaltungen gehe, sei dieses
Kriterium nicht geeignet, den im Vordergrund stehenden eigenwirtschaftlichen
Aspekt von Freizeit, Unterhaltung und Erholung in den Hintergrund zu drÃ¤ngen.
Eine betriebliche Gemeinschaftsveranstaltung, die durch das gesellige
Beisammensein der BetriebsangehÃ¶rigen geprÃ¤gt sei (z. B. Weihnachtsfeiern,
Betriebsfeste, BetriebsausflÃ¼ge) und den Zusammenhalt und die Verbundenheit in
der Belegschaft und mit der UnternehmensfÃ¼hrung fÃ¶rdern solle, sei vorliegend
bereits im Ansatz nicht beabsichtigt gewesen. Es handele sich auch nicht um
Betriebssport. Da es sich um eine einmalige Veranstaltung gehandelt habe, fehle es
bereits an der RegelmÃ¤Ã�igkeit der sportlichen BetÃ¤tigung.

Den hiergegen eingelegten Widerspruch (Schreiben vom 24.10.2018) wies die
Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 08.07.2019 insbesondere mit der
BegrÃ¼ndung zurÃ¼ck, dass nach zwei aktuellen Entscheidungen des Bayerischen
Landessozialgerichts in Ã¤hnlich gelagerten Fallgestaltungen (Urteil vom
24.05.2016 â�� L 3 U 175/13: Teilnahme an einem Workshop â��Fechtenâ�� im
Rahmen eines sogenannten â��Salesmeetingsâ��; Urteil vom 24.10.2018 â�� L 2 U
300/17: â��Quad-Ausflugâ�� im Rahmen einer Team-Building-MaÃ�nahme) die
bloÃ�e Bezeichnung einer vom Arbeitgeber durchgefÃ¼hrten Freizeitveranstaltung
fÃ¼r Teile der Belegschaft als â��Team-Building-MaÃ�nahmeâ�� ohne
zielgerichteten konzeptionellen Hintergrund im Sinne einer
PersonalentwicklungsmaÃ�nahme keinen Versicherungsschutz in der gesetzlichen
Unfallversicherung zu begrÃ¼nden vermÃ¶ge. Allein die Tatsache, dass eine
gemeinsame FreizeitbeschÃ¤ftigung mit Kollegen und/oder Vorgesetzten mittelbar
auch dem Betriebsklima zugutekomme, mache aus einer privaten BeschÃ¤ftigung
keine betriebsdienliche (Bayerisches Landessozialgericht, Urteil vom 24.05.2016,
a.a.O.).

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin durch ihren ProzessbevollmÃ¤chtigten am 02.08.2019
Klage zum Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG) erhoben. Mit Urteil vom 03.02.2020 hat
das SG die Beklagte verurteilt, unter Aufhebung des Bescheides vom 09.10.2018 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 08.07.2019 das Ereignis vom
04.04.2017 als Arbeitsunfall anzuerkennen. Die zum Unfall fÃ¼hrende Handlung
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habe nach Â§ 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII der versicherten BeschÃ¤ftigung der KlÃ¤gerin
gedient. Es habe sich bei der Teilnahme an dem Segway-Parcours nicht um eine
FreizeitaktivitÃ¤t und damit nicht um eine eigenwirtschaftliche, unversicherte
Verrichtung im Rahmen einer Dienst- bzw. GeschÃ¤ftsreise gehandelt, sondern um
eine Veranstaltung, die als mehrtÃ¤gige Dienst- bzw. GeschÃ¤ftsreise der
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung der KlÃ¤gerin zuzurechnen sei und als solche unter
Versicherungsschutz gestanden habe. Der Parcours habe gerade nicht erkennbar
und abgrenzbar vom Ã¼brigen Programm der Unterhaltung, Entspannung und
Geselligkeit sowie der Auflockerung der Veranstaltung gedient. Es sei in besonders
strukturierter und gezielter Art und Weise konkret Einfluss auf die Zusammenarbeit
und Zusammenstellung der Mitarbeiter und insbesondere auf die konkrete
Ausgestaltung des neu gegrÃ¼ndeten Unternehmensbereichs â��Business
Developmentâ�� genommen worden. Die KlÃ¤gerin habe dargelegt, dass der
Parcours als Wettkampf aufgemacht gewesen sei und es wichtig gewesen sei,
sowohl einzeln unter Zeitdruck wie auch im Rahmen der Gruppendynamik bei der
GruppenunterstÃ¼tzung einen guten Eindruck zu machen. Es sei auch von Seiten
des Arbeitgebers und des persÃ¶nlich anwesenden Betriebsleiters darauf
hingewiesen worden, dass man sich im Rahmen des Parcours anschauen wolle, wie
teamfÃ¤hig und fÃ¼hrungsstark sich ein Mitarbeiter bei diesem Wettkampf
darstelle, man habe auch unter Zuhilfenahme dieser Erkenntnisse sowie der
Bewertung der gesamten 2-tÃ¤gigen Kick-Off-Veranstaltung herauskristallisieren
wollen, wer im Rahmen des neu gegrÃ¼ndeten Bereichs â��Business
Developmentâ�� FÃ¼hrungsaufgaben Ã¼bernehmen solle. Eine rechtlich relevante
ZÃ¤sur zwischen dem Parcours und dem Tagungsprogramm zuvor sei nicht
erkennbar, vielmehr sei der Parcours eingebettet gewesen in das fachliche
Tagungsprogramm und in die Teambuildung-MaÃ�nahmen, deshalb sei auch ein
Impulsvortrag die EinfÃ¼hrung dazu gewesen (vgl. ThÃ¼ringer Landessozialgericht,
Urteil vom 07.05.2008 â�� L 3 U 1062/06).

Gegen das der Beklagten am 17.02.2020 zugestellte Urteil hat diese am 12.03.2020
Berufung zum Bayerischen Landessozialgericht (LSG) eingelegt und zur
BerufungsbegrÃ¼ndung Ã¼ber ihr bisheriges Vorbringen hinaus insbesondere
vorgetragen, dass der Arbeitgeber der KlÃ¤gerin im ausgefÃ¼llten Fragebogen
â��Betriebliche Gemeinschaftsveranstaltungâ��, unterzeichnet von R am
28.04.2017, die Segway-Fahrt ausdrÃ¼cklich als EntspannungsÃ¼bung im Rahmen
des Tagesordnungspunktes â��Impulsvortragâ�� bezeichnet habe. Weiterhin habe
es sich laut fernmÃ¼ndlicher Auskunft des M vom 15.05.2017 bei dem Parcours um
eine Ã�berraschung fÃ¼r die Mitarbeiter gehandelt. Auch die
Unternehmensphilosophie des Veranstalters des Parcours (E aG, H, Bad K) spreche
fÃ¼r eine vordergrÃ¼ndige AuflockerungsmaÃ�nahme im Rahmen des
Tagungsprogrammes. Dieser werbe auf der eigenen Homepage mit folgendem
Slogan: â��Wir lockern ihre Veranstaltung auf und sorgen dafÃ¼r, dass ihre
Mitarbeiter die KÃ¶pfe frei bekommen. Mit sehr viel SpaÃ� machen wir aus ihrer
Tagung ein Corporate-Meeting. Heben Sie sich bewusst von der Alltagswirklichkeit
ab, so dass ihr Event stets in Erinnerung bleibtâ�� (https://www.set-
eak.de/set/events/ â�� zuletzt aufgerufen am 24.04.2020). DarÃ¼ber hinaus
erscheine es bereits als Ã¤uÃ�erst fragwÃ¼rdig, ob ein vermeintliches â��Segway-
Rennenâ�� Ã¼berhaupt geeignet wÃ¤re, dem Arbeitgeber Erkenntnisse zur
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Beurteilung der BeschÃ¤ftigten hinsichtlich ihrer FÃ¼hrungsqualitÃ¤ten zu bieten.
Einen Ã¼ber einen Unterhaltungszweck hinausgehenden Charakter, der â�� anders
bzw. weitergehend als bei jedem geselligen Zusammensein â�� einen (wesentlich)
betriebsdienlichen Charakter hÃ¤tte begrÃ¼nden kÃ¶nnen, sei dem Segway-
Parcours nicht beizumessen (vgl. Bayerisches Landessozialgericht, Urteil vom
24.05.2016, a.a.O.). Soweit in dem Segway-Fahren Ã¼berhaupt ein betrieblicher
â��Vorteilâ�� gesehen werde, trete dieser gegenÃ¼ber den privaten Interessen der
KlÃ¤gerin klar in den Hintergrund.

Zur Berufungserwiderung hat die KlÃ¤gerin Ã¼ber ihr bisheriges Vorbringen hinaus
insbesondere vorgetragen, dass der Segway-Parcours keinesfalls eine
Freizeitgestaltung gewesen sei, sondern einen betrieblichen Hintergrund gehabt
habe und fÃ¼r den Arbeitgeber durchaus im Hinblick auf den neu gegrÃ¼ndeten
Bereich â��Business Developmentâ�� und die bevorstehende Aufgabenverteilung
sinnvoll gewesen sei, auch wenn diese Fahrt eine Ã�berraschung fÃ¼r die
Arbeitnehmer habe sein sollen. FÃ¼r sie sei der Parcours ein Wettkampf und eine
reine Anspannung gewesen. Jeder der einzelnen Teilnehmer habe sich, seinem
Team, dem gegnerischen Team und vor allem dem Arbeitgeber zeigen wollen, dass
er bereit sei, Herausforderungen und Leistungen anzunehmen und diese auch
erfolgreich abzuschlieÃ�en. Hinzu komme, dass am Vormittag der Veranstaltung
das kÃ¼nftige Motto fÃ¼r den neu gegrÃ¼ndeten Bereich verkÃ¼ndet worden sei:
â��Business Development â�� einfach machenâ��, was die Haltung der Mitarbeiter
habe prÃ¤gen sollen, die bevorstehenden Aufgaben nicht lange zu hinterfragen und
zu diskutieren, sondern die Herausforderungen anzunehmen und auszufÃ¼hren.
Der Arbeitgeber habe durch diesen Wettkampf einen Eindruck davon bekommen,
inwieweit die Teilnehmer bereit gewesen seien, ihre Leistung einzusetzen und
eventuell auch Ã¼ber ihre Grenzen hinauszugehen. Nicht umsonst sei dieser
Segway-Parcours ein offizieller Programmpunkt der 2-tÃ¤gigen Schulung und eine
Pflichtveranstaltung fÃ¼r die Teilnehmer gewesen. Die DurchfÃ¼hrung und der
Hintergrund des Segway-Parcours erfÃ¼llten auch die Voraussetzungen fÃ¼r die
Annahme einer betrieblichen Gemeinschaftsveranstaltung. Der damalige
Bereichsleiter M habe den Segway-Parcours geplant und organisiert. Nicht nur, dass
alle Teilnehmer der zweitÃ¤gigen Dienstveranstaltung an dem Parcours
teilgenommen hÃ¤tten, auch die Betriebsleitung sei wÃ¤hrend der Dauer der
Veranstaltung anwesend gewesen. Allein dies zeige, dass es dem Arbeitgeber
wichtig gewesen sei, die Veranstaltung durchzufÃ¼hren. WÃ¤re es eine reine
Freizeitveranstaltung gewesen, wÃ¤re die Betriebsleitung mit Sicherheit nicht
wÃ¤hrend der gesamten Dauer dabei gewesen.

Nach Einholung von AuskÃ¼nften von M (Schreiben vom 21.05.2021) und von K
(Schreiben vom 11.05.2021) durch den Senat hat sich die KlÃ¤gerin hierzu
insbesondere dahingehend geÃ¤uÃ�ert, dass M schreibe, dass seiner Erinnerung
nach alle Teilnehmer am Segway-Biathlon teilgenommen hÃ¤tten. Dies sei
zutreffend, da die Teilnehmer der Gesamtveranstaltung an diesem als offiziellem
Teil der Veranstaltungsagenda hÃ¤tten teilnehmen mÃ¼ssen. Die
Gesamtveranstaltung sei zudem vom Vorstand genehmigt worden. M bestÃ¤tige,
dass es sich beim Biathlon um keine EntspannungsÃ¼bung gehandelt habe,
sondern um eine betriebliche TeamentwicklungsmaÃ�nahme. M bringe zum
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Ausdruck, dass die in der Firma zu vergebenden Aufgaben von den Teilnehmern
selbst hÃ¤tten erarbeitet werden sollen. Damit habe es sich um eine
PersonalentwicklungsmaÃ�nahme gehandelt. Der Segway-Biathlon sei schon
deshalb als versicherte TÃ¤tigkeit zu bewerten, weil die Teilnahme verpflichtend
gewesen sei. Die Aussagen des K beruhten auf reinen Vermutungen, insbesondere
seine Behauptung, dass es den Seminarteilnehmern freigestellt gewesen sei, an
dem Parcours teilzunehmen oder auch nicht. Der Hinweis auf die Homepage des
Veranstalters sei ebenfalls nicht aussagekrÃ¤ftig. Der Segway-Biathlon gehÃ¶re
gerade nicht zu dem Angebot des Veranstalters, welches Entspannung und SpaÃ� in
den Vordergrund stelle. UnerwÃ¤hnt lasse die Beklagte, dass der Veranstalter auf
seiner Homepage auch den Teamgeist hervorhebe: â��Die Teilnehmer werden mit
herausfordernden Erlebnissen konfrontiert â�� in Grenzsituationen, in denen sie
Teamgeist, effektive Teamkommunikation und TeamkreativitÃ¤t fast automatisch
entwickelnâ��. Auch hieraus ergebe sich, dass keinesfalls SpaÃ� oder Erholung im
Vordergrund einer Veranstaltung gestanden hÃ¤tten, schon gar nicht beim Segway-
Biathlon, bei welchem der â��Wettkampf erÃ¶ffnetâ�� werde.

Hiergegen hat die Beklagte insbesondere eingewandt, dass nach den Angaben des
M vom 21.05.2021 ein â��Gegeneinanderâ�� â�� entgegen den Angaben der
KlÃ¤gerin â�� nicht im Vordergrund des Segway-Parcours gestanden habe, es habe
sich ausdrÃ¼cklich um keine PersonalentwicklungsmaÃ�nahme gehandelt. Ziel
seien nicht Leistungstests oder die Bewertung von Verhaltensmustern einzelner
Personen gewesen. Nach den Angaben des K vom 01.06.2021 sei es den
Mitarbeitern vorliegend freigestellt gewesen, â��freiwillig teilzunehmen oder eben
auch nichtâ��. Hierzu habe es auch keiner BegrÃ¼ndung bedurft und auch ein
gefÃ¼hlter Gruppenzwang sei nicht erwÃ¼nscht gewesen. Selbst wenn seitens des
Arbeitgebers eine entsprechende Verpflichtung zur Teilnahme ausgesprochen
worden wÃ¤re, wÃ¼rde dies trotzdem keinen Versicherungsschutz begrÃ¼nden.
Ansonsten wÃ¼rde der Umfang des Unfallversicherungsschutzes in das Belieben
des Arbeitgebers gestellt.

In der Ã¶ffentlichen Sitzung vom 20.01.2022 hat der Senat M und K als Zeugen
einvernommen, die Beteiligten haben Stellung genommen.

Die Beklagte und BerufungsklÃ¤gerin beantragt,
das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 03.02.2020 aufzuheben und die Klage
abzuweisen, hilfsweise die Revision zuzulassen.

Die KlÃ¤gerin und Berufungsbeklagte beantragt,
Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Sachverhalts wird auf den Inhalt der beigezogenen Akten der
Beklagten (Band I bis III) und der Gerichtsakten beider Instanzen, insbesondere auf
die Sitzungsniederschrift vom 20.01.2022, verwiesen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung der Beklagten ist auch im Ã�brigen
zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 144, 151 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG). Die Berufung ist
jedoch nicht begrÃ¼ndet.

Im Ergebnis zu Recht hat das SG das Ereignis vom 04.04.2017 als Arbeitsunfall der
KlÃ¤gerin gemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs. 1 Satz 1 SGB VII anerkannt.

Nach Â§ 8 Abs. 1 Satz 1 SGB VII sind ArbeitsunfÃ¤lle UnfÃ¤lle von Versicherten in
Folge einer den Versicherungsschutz nach Â§Â§ 2, 3 oder 6 SGB VIII
begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit (versicherte TÃ¤tigkeit). UnfÃ¤lle sind nach Â§ 8 Abs. 1
Satz 2 SGB VII zeitlich begrenzte, von auÃ�en auf den KÃ¶rper einwirkende
Ereignisse, die zu einem Gesundheits(erst)schaden oder zum Tod fÃ¼hren. Ein
Arbeitsunfall setzt daher voraus, dass der Verletzte durch eine Verrichtung vor dem
fraglichen Unfallereignis den gesetzlichen Tatbestand einer versicherten TÃ¤tigkeit
erfÃ¼llt hat und deshalb Versicherter ist. Die Verrichtung muss ein zeitlich
begrenztes, von auÃ�en auf den KÃ¶rper einwirkendes Ereignis und dadurch einen
Gesundheits(erst)schaden oder den Tod des Versicherten objektiv und rechtlich
wesentlich verursacht haben (UnfallkausalitÃ¤t und haftungsbegrÃ¼ndende
KausalitÃ¤t: BSG, stÃ¤ndige Rechtsprechung, vgl. zuletzt BSG, Urteil vom
17.12.2015 â�� B 2 U 8/14 R, juris Rn. 9 m.w.N. = SozR 4-2700 Â§ 8 Nr. 55; BSG,
Urteil vom 26.06.2014 â�� B 2 U 7/13 R, juris Rn. 11 m.w.N. = SozR 4-2700 Â§ 8 Nr.
53; BSG, Urteile vom 04.07.2013 â�� B 2 U 3/13 R, juris Rn. 10 m.w.N. = SozR
4-2700 Â§ 8 Nr. 50; B 2 U 12/12 R, juris Rn. 14 m.w.N. = SozR 4-2700 Â§ 8 Nr. 49;
BSG, Urteil vom 18.06.2013 â�� B 2 U 10/12 R, juris Rn. 12 m.w.N. = SozR 4-2700
Â§ 8 Nr. 47; BSG, Urteil vom 13.11.2012 â�� B 2 U 19/11 R, juris Rn. 20 m.w.N. = 
BSGE 112, 177 = SozR 4-2700 Â§ 8 Nr. 46; BSG, Urteil vom 24.07.2012 â�� B 2 U
9/11 R, juris Rn. 26f. = SozR 4-2700 Â§ 8 Nr. 44).

Das Ereignis vom 04.04.2017 war als Arbeitsunfall im Sinne des Â§ 8 Abs. 1 Satz 1
SGB VII anzuerkennen. Die KlÃ¤gerin war als BeschÃ¤ftigte kraft Gesetzes nach Â§
2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII versichert. Ihre Verrichtung zur Zeit des Unfallereignisses am
04.04.2017 â�� die Teilnahme am Segway-Parcours â�� stand in einem sachlichen
Zusammenhang zur versicherten TÃ¤tigkeit. Denn die KlÃ¤gerin hat mit ihrer
Teilnahme am Parcours am 04.04.2017 eine vermeintliche Pflicht aus ihrem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis mit der F erfÃ¼llt. Die Teilnahme der Mitarbeiter des
neu gegrÃ¼ndeten Bereichs â��Business Developmentâ�� â�� so auch die
Teilnahme der KlÃ¤gerin â�� im Rahmen des Programmpunktes â��Impulsvortrag
in Cooperation mit S. E. T.â�� hatte auch einen besonderen Bezug zum Zweck des
Unternehmens, der F und war nicht dem eigenwirtschaftlichen unversicherten
Bereich der KlÃ¤gerin zuzuordnen.

Eine nach Â§ 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII versicherte TÃ¤tigkeit als BeschÃ¤ftigter liegt
vor, wenn der Verletzte zur ErfÃ¼llung eines mit ihm begrÃ¼ndeten
RechtsverhÃ¤ltnisses, insbesondere eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses, eine eigene
TÃ¤tigkeit in Eingliederung in das Unternehmen eines anderen (vgl. Â§ 7 Abs. 1
Viertes Buch Sozialgesetzbuch â�� SGB IV) zu dem Zweck verrichtet, dass die
Ergebnisse seiner Verrichtung diesem und nicht ihm selbst unmittelbar zum Vorteil
oder Nachteil gereichen (vgl. Â§ 136 Abs. 3 Nr. 1 SGB VII). Es kommt objektiv auf
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die Eingliederung des Handelns des Verletzten in das Unternehmen eines anderen
und subjektiv auf die zumindest auch darauf gerichtete Willensausrichtung an, dass
die eigene TÃ¤tigkeit unmittelbare Vorteile fÃ¼r das Unternehmen des anderen
bringen soll. Eine BeschÃ¤ftigung im Sinne des Â§ 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII wird daher
ausgeÃ¼bt, wenn die Verrichtung zumindest dazu ansetzt und darauf gerichtet ist,
entweder eine eigene objektiv bestehende Haupt- oder Nebenpflicht aus dem
zugrunde liegenden RechtsverhÃ¤ltnis (Â§ 611a BÃ¼rgerliches Gesetzbuch â��
BGB â�� i. d. F vom 21.02.2017) zu erfÃ¼llen, oder der Verletzte eine objektiv nicht
geschuldete Handlung vornimmt, um einer vermeintlichen Pflicht aus dem
RechtsverhÃ¤ltnis nachzugehen, sofern er nach den besonderen UmstÃ¤nden
seiner BeschÃ¤ftigung zur Zeit der Verrichtung annehmen durfte, ihn treffe eine
solche Pflicht, oder er Ã¼be unternehmensbezogene Rechte aus dem
RechtsverhÃ¤ltnis aus (BSG, Urteil vom 23.04.2015 â�� B 2 U 5/14 R, juris Rn. 14
m.w.N. = SozR 4-2700 Â§ 2 Nr. 33; BSG, Urteil vom 26.06.2014 â�� B 2 U 7/3 R,
juris Rn. 11 = SozR 4-2700 Â§ 8 Nr. 53; BSG, Urteil vom 15.04.2012 â�� B 2 U 8/11
R, juris Rn. 27 ff. = BSGE 111, 37 = SozR 4-2700 Â§ 2 Nr. 20; BSG, Urteil vom
13.11.2012 â�� B 2 U 27/11 R, juris Rn. 20 m.w.N. = SozR 4-2700 Â§ 8 Nr. 45; BSG,
Urteil vom 14.11.2013 â�� B 2 U 15/12 R, juris Rn. 13 = SozR 4-2700 Â§ 2 Nr. 27).

FÃ¼r das Vorliegen eines Arbeitsunfalls im Rahmen einer Dienstreise ist in der
Regel erforderlich, dass das Verhalten des Versicherten, bei dem sich der Unfall
ereignet hat, der versicherten TÃ¤tigkeit zuzurechnen ist und diese TÃ¤tigkeit den
Unfall herbeigefÃ¼hrt hat. ZunÃ¤chst muss also eine sachliche Verbindung mit der
im Gesetz genannten versicherten TÃ¤tigkeit bestehen (vgl. BSG, Urteil vom
04.06.2002 â�� B 2 U 21/01 R, juris Rn. 15 ff.). HierfÃ¼r ist der innere
Zusammenhang im Wege einer wertenden Betrachtungsweise zu ermitteln, bei der
untersucht wird, ob die jeweilige Verrichtung innerhalb der Grenze liegt, bis zu
welcher der Versicherungsschutz in der gesetzlichen Unfallversicherung reicht.
FÃ¼r die tatsÃ¤chlichen Grundlagen dieser Wertentscheidung ist der volle
Nachweis erforderlich. Bei einer Dienstreise ist zwischen BetÃ¤tigungen zu
unterscheiden, die mit dem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis wesentlich
zusammenhÃ¤ngen, und solchem Verhalten, das der privaten SphÃ¤re des
Reisenden zugehÃ¶rig ist. So lassen sich gerade bei lÃ¤ngeren Dienstreisen im
Ablauf der einzelnen Tage in der Regel Verrichtungen unterscheiden, die mit der
TÃ¤tigkeit fÃ¼r das Unternehmen wesentlich im Zusammenhang stehen und
solchen, bei denen dieser Zusammenhang in den Hintergrund tritt (vgl. BSG, a.a.O.,
juris Rn. 15). Der Versicherungsschutz entfÃ¤llt, wenn sich der Versicherte rein
persÃ¶nlichen, von der BetriebstÃ¤tigkeit nicht mehr beeinflussten Belangen
widmet. Allerdings kann bei einer nicht unmittelbar zur versicherten TÃ¤tigkeit
gehÃ¶renden Verrichtung ein rechtlich wesentlicher Zusammenhang mit dem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis am Ort der auswÃ¤rtigen TÃ¤tigkeit in der Regel eher
anzunehmen sein als am Wohn- oder Betriebsort (vgl. BSG, a.a.O., juris Rn. 15
m.w.N.).

Dies zugrunde gelegt steht zur vollen Ã�berzeugung des Senats fest, dass die
KlÃ¤gerin zum Zeitpunkt des Ereignisses am 04.04.2017 aufgrund der besonderen
UmstÃ¤nde, unter denen der Segway-Parcours im Rahmen der Tagung und des
Programmpunktes â��Impulsvortrag in Cooperation mit S. E. T.â�� durchgefÃ¼hrt
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wurde sowie aufgrund der damit verbundenen Zielsetzung annehmen durfte, sie
erfÃ¼lle mit der Teilnahme am Parcours eine solche Pflicht aus ihrem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis mit der F und wÃ¼rde damit betrieblichen Interessen
dienen, ferner, dass ihre Teilnahme am Parcours subjektiv auch darauf ausgerichtet
war.

Die vom Vorstand der F genehmigte 2-tÃ¤gige Dienstveranstaltung fÃ¼r die
Mitarbeiter des neu gegrÃ¼ndeten Bereichs â��Business-Developmentâ�� stand
unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung. Entgegen der
Rechtsauffassung der Beklagten ist auch der innere Zusammenhang der Teilnahme
der KlÃ¤gerin am Segway-Parcours mit ihrer versicherten TÃ¤tigkeit zu bejahen.
Denn der Parcours stellte erkennbar kein vom fachlichen Tagungsprogramm
abgrenzbares Freizeit- oder Begleitprogramm der Tagung dar, sondern war dessen
integraler Bestandteil. Zwar geht auch der Senat davon aus, dass allein der formale
Umstand der Aufnahme eines Programmpunktes in die Tagesordnung einer Tagung
einen rechtlich wesentlichen inneren bzw. sachlichen Zusammenhang zwischen der
Teilnahme an einem solchen Programmpunkt mit der versicherten TÃ¤tigkeit nicht
zu begrÃ¼nden vermag (vgl. Hessisches Landessozialgericht, Urteil vom
29.03.2021 â�� L 3 U 157/18, juris Orientierungssatz 1 und Rn. 46), weil man es
sonst bereits durch ein formales Kriterium uneingeschrÃ¤nkt in die Hand des
Arbeitgebers bzw. des Einladenden legen wÃ¼rde, den Schutz der gesetzlichen
Unfallversicherung auf sonst unversicherte TÃ¤tigkeiten und AktivitÃ¤ten
auszuweiten (vgl. auch Hessisches Landessozialgericht, Urteil vom 15.03.2011 -,
juris Rn. 27). MaÃ�geblich ist jedoch, dass hier beim Segway-Parcours nicht Freizeit,
Unterhaltung, Erholung, Entspannung und/oder die Befriedigung sportlicher
Interessen der Teilnehmer im Vordergrund standen und die Teilnahme am Parcours
nicht nur mittelbar dem Betriebsklima â�� quasi als positiver Nebeneffekt â��
zugutekam (vgl. hierzu Bayerisches Landessozialgericht, Urteil vom 24.05. 2016 â��
L 3 U 175/13, juris Leitsatz 4 und Rn. 31), sondern eine Teambuilding-MaÃ�nahme
war und unmittelbar den betrieblichen Interessen des Unternehmens diente.

Zu dieser Ã�berzeugung gelangte der Senat aufgrund einer GesamtwÃ¼rdigung der
in den Akten enthaltenen Unterlagen und Angaben der KlÃ¤gerin sowie der vom
Senat in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 20.01.2022 durchgefÃ¼hrten
Beweisaufnahme, insbesondere aufgrund der WÃ¼rdigung der Einvernahme des
Zeugen M. Zwar ergibt sich daraus nicht, dass der Parcours im unmittelbaren
Zusammenhang mit einer PersonalentwicklungsmaÃ�nahme im Sinne von
Personalauswahlprozessen oder Verteilung von zu vergebenden Aufgaben
gestanden hat. Der Zeuge M, der zum Zeitpunkt des Ereignisses vom 04.04.2017
Bereichsleiter der KlÃ¤gerin und Teilnehmer des Parcours war, hat glaubhaft
ausgesagt, dass die Teilnahme am Parcours keine Auswirkung auf
Personalauswahlprozesse bzw. auf zu vergebende Aufgaben hatte. Daraus vermag
der Senat jedoch nicht den Schluss zu ziehen, dass die Teilnahme der KlÃ¤gerin am
Parcours schon deshalb zwangslÃ¤ufig ihrem unversicherten privaten
Lebensbereich zuzuordnen wÃ¤re. Dass die Schlussfolgerung der Beklagten nicht
gerechtfertigt ist, ergibt sich zur Ã�berzeugung des Senats vielmehr aus der mit
dem Parcours verbundenen Zielsetzung als Teambuilding-MaÃ�nahme und aus den
besonderen UmstÃ¤nden, unter denen der Parcours als wesentlicher Teil des
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fachlichen Programmpunktes â��Impulsvortrag in Cooperation mit S. E. T.â��
durchgefÃ¼hrt wurde. Denn der Parcours stand in unmittelbarem sachlichen und
zeitlichen Zusammenhang mit dem fachlichen Programmpunkt
â��Impulsvortragâ�� und war somit integraler Bestandteil des fachlichen
Tagungsprogramms. HierfÃ¼r spricht auch der Ã¤uÃ�ere Ablauf der Tagung am
04.04.2017: Den Impulsvortrag hielt nÃ¤mlich M vor den Bussen von S. E. T.,
danach folgte der Programmpunkt â��Segway-Parcoursâ��. FÃ¼r den
Programmpunkt â��Impulsvortrag in Cooperation mit S. E. T.â�� war ein zeitlicher
Rahmen von 14.30 Uhr bis 17.30 Uhr vorgesehen, das gemeinsame Abendessen
sollte nach der Tagesordnung erst ab 19.00 Uhr stattfinden. Somit stellte der
Parcours erkennbar kein organisatorisch abgrenzbares Freizeit- oder
Begleitprogramm der Tagung dar (vgl. hierzu Bayerisches Landessozialgericht,
Urteil vom 24.05.2016 â�� L 3 U 175/13, juris Leitsatz 3 und Rn. 30).
Â 
Wesentlich zu berÃ¼cksichtigen ist in diesem Zusammenhang vor allem, dass der
Parcours gerade nicht der Freizeit, Unterhaltung, Erholung, Entspannung oder/und
der Befriedigung sportlicher Interessen der Tagungsteilnehmer gedient hat, sondern
den betrieblichen Interessen der F. Nach der glaubhaften Aussage des M, der sich
an die Tagung erinnern konnte, war es Ã¼blich, dass sich der neue Bereich
â��Business-Developmentâ�� an einem dritten Ort zusammengefunden hat, es
sollte inhaltlich der neue Bereich und die kÃ¼nftige Aufstellung der Aufgaben
besprochen werden (â��wie arbeiten wir zusammenâ��). Die Einladung fÃ¼r diese
Veranstaltung sei ausschlieÃ�lich an die Mitarbeiter des neuen Bereichs gegangen.
Nach seiner Erinnerung haben alle, die an dieser Veranstaltung teilgenommen
haben, auch am Parcours teilgenommen. Ein integraler Bestandteil der Tagung sei
der sogenannte Teambuilding-Teil gewesen. Neben dem fachlichen Teil habe es
immer auch einen Teambuilding-Teil innerhalb solcher Veranstaltungen gegeben,
um die Zusammenarbeit des neuen Teams zu verbessern. Er wÃ¼rde dieses Team-
Event nicht als EntspannungsÃ¼bung bezeichnen. Den Fragebogen, in dem R am
28.04.2017 den Parcours als EntspannungsÃ¼bung bezeichnet habe, kenne er
nicht. Entspannung und Auflockerung hÃ¤tten nicht im Vordergrund des Parcours
gestanden, sondern Teambuilding. Der Zweck auch des Tagungsordnungspunktes
Segway-Parcours sei gewesen, die TeamfÃ¤higkeit des neuen Bereichs durch eine
gemeinsame AktivitÃ¤t, die Teil des fachlichen Tagungsprogramms gewesen sei, zu
verbessern. In diesem Zusammenhang hat die KlÃ¤gerin â�� wie auch zuvor â��
glaubhaft erklÃ¤rt, dass M bezÃ¼glich des Tagesordnungspunktes
â��Impulsvortrag in Kooperation mit S. E. T.â�� versucht habe, die Motivation und
das ZusammengehÃ¶rigkeitsgefÃ¼hl der Teilnehmer zu stÃ¤rken (â��einfach
machenâ��). Es sei darum gegangen, nicht durch Diskussionen Zeit zu vergeuden.
Der Senat sieht auch unter BerÃ¼cksichtigung des Akteninhalts und der frÃ¼heren
Stellungnahmen des M und der KlÃ¤gerin keinen Anlass, an der glaubhaften und in
sich widerspruchsfreien Aussage des Zeugen M und den insoweit
Ã¼bereinstimmenden Angaben der KlÃ¤gerin zu zweifeln und legt diese seiner
rechtlichen Beurteilung zugrunde.

DemgegenÃ¼ber vermag der Senat der Rechtsauffassung der Beklagten, die
Teilnahme am Segway-Parcours sei dem unversicherten persÃ¶nlichen
Lebensbereich der KlÃ¤gerin zuzuordnen, nicht zu folgen. Zu Unrecht verneint die
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Beklagte unter Hinweis auf die Entscheidungen des BSG vom 13.12.2005 (B 2 U
29/04 R) und vom 07.12.2004 (B 2 U 47/03 R), des Hessischen Landessozialgerichts
vom 29.03.2021 (a.a.O.) sowie des Bayerischen Landessozialgerichts vom
24.05.2016 (a.a.O.) und 24.10.2018 (L 2 U 300/17) den inneren Zusammenhang
zwischen der Teilnahme am Parcours und der versicherten TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin
mit der BegrÃ¼ndung, die FÃ¶rderung des ZusammengehÃ¶rigkeitsgefÃ¼hls der
Mitarbeiter des neu gegrÃ¼ndeten Bereichs durch die Teilnahme am Parcours sei
nur ein Nebeneffekt gewesen, der Unternehmer habe es nicht in der Hand, den
Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung auf sonst unversicherte TÃ¤tigkeiten
auszuweiten, auch eine Erwartungshaltung des Arbeitgebers begrÃ¼nde keinen
Versicherungsschutz (BSG, Urteile vom 16.03.1995 â�� 2 RU 17/94, juris Rn. 21 ff.
und vom 27.05.1997 â�� 2 RU 29/96, juris Rn. 23).

Dabei verkennt die Beklagte, dass diese vom BSG zutreffend aufgestellten
RechtssÃ¤tze unter BerÃ¼cksichtigung der vom BSG fÃ¼r maÃ�geblich erachteten
Definition der BeschÃ¤ftigung im Sinne des Â§ 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII anzuwenden
sind (vgl. BSG, Urteil vom 15.11.2016 â�� B 2 U 12/15 R, juris Rn. 17). Danach wird
eine BeschÃ¤ftigung im Sinne des Â§ 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII nicht nur dann
ausgeÃ¼bt, wenn die Verrichtung dazu ansetzt und darauf gerichtet ist, eine
eigene, objektiv bestehende Haupt- oder Nebenpflicht aus dem zugrundeliegenden
RechtsverhÃ¤ltnis zu erfÃ¼llen, sondern auch dann, wenn der Verletzte eine
objektiv nicht geschuldete Handlung vornimmt, um einer vermeintlichen Pflicht aus
dem RechtsverhÃ¤ltnis nachzugehen, sofern er nach den besonderen UmstÃ¤nden
seiner BeschÃ¤ftigung zur Zeit der Verrichtung annehmen durfte, ihn treffe eine
solche Pflicht, oder er Ã¼be unternehmensbezogene Rechte aus dem
RechtsverhÃ¤ltnis aus (s.o.). Dies ist hier jedoch der Fall.

Auch der Hinweis der Beklagten unter Berufung auf die Entscheidungen des BSG
vom 16.03.1995 (2 RU 17/94, juris Rn. 21 ff.) und vom 27.05.1997 (2 RU 29/96, juris
Orientierungssatz 2 und Rn. 23), eine Erwartungshaltung des Arbeitgebers
begrÃ¼nde keinen Versicherungsschutz, vermag nicht die Annahme zu
rechtfertigen, dass die Teilnahme der KlÃ¤gerin am Segway-Parcours ihrem
privaten, unversicherten Lebensbereich zuzuordnen sei. In seiner Entscheidung vom
27.05.1997 fÃ¼hrt das BSG im Orientierungssatz 2 nÃ¤mlich insoweit aus:

â��Zumindest wenn es vor allem auÃ�erhalb der unmittelbaren betrieblichen
SphÃ¤re um eine Erwartungshaltung des Arbeitgebers/Vorgesetzten hinsichtlich der
Teilnahme an reinen FreizeitbetÃ¤tigungen â�� wie hier das Tennisspielen â�� geht,
ist dieses Kriterium nicht geeignet, den im Vordergrund stehenden
eigenwirtschaftlichen Aspekt von Freizeit, Unterhaltung und/oder Erholung in den
Hintergrund zu drÃ¤ngen. Wie der Senat in seiner Entscheidung vom 16.3.1995 â�� 
2 RU 17/94 = NJW 1995, 3340 = USK 9549 dargelegt hat, gibt es sehr
unterschiedliche aus dem Arbeitsleben abgeleitete gesellschaftliche
Erwartungshaltungen, die fÃ¼r den Betroffenen oft einen nicht unerheblichen Druck
bedeuten, sich an bestimmten Veranstaltungen, ZusammenkÃ¼nften sowie
Besuchen und Gegenbesuchen zu beteiligen, ohne dass allein deshalb bei einer
Teilnahme Versicherungsschutz anzunehmen istâ��.
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Die vom BSG aufgestellten Voraussetzungen fÃ¼r die Zuordnung einer AktivitÃ¤t
auÃ�erhalb der unmittelbaren betrieblichen SphÃ¤re zum unversicherten
eigenwirtschaftlichen Lebensbereich sind vorliegend gerade nicht gegeben.
Vielmehr stand bei der Teilnahme der KlÃ¤gerin am Segway-Parcours, der â�� wie
bereits dargestellt â�� integraler Bestandteil des fachlichen Tagungsprogramms
war, der eigenwirtschaftliche Aspekt von Freizeit, Unterhaltung und/oder Erholung
gerade nicht im Vordergrund, sodass sich die Beklagte fÃ¼r ihre Rechtsauffassung
nicht auf die o. g. Entscheidungen berufen kann.

Ebenso wenig kann sich die Beklagte auf die Entscheidungen des Hessischen
Landessozialgerichts vom 29.03.2021 (a.a.O.) und des Bayerischen
Landessozialgerichts vom 24.05.2016 (a.a.O.) und vom 24.10.2018 stÃ¼tzen. Denn
die diesen Entscheidungen jeweils zugrundeliegenden Sachverhalte unterscheiden
sich wesentlich von dem hier vorliegenden. Bei den dort maÃ�geblichen
Verrichtungen/AktivitÃ¤ten handelte es sich â�� fÃ¼r den Versicherten erkennbar
â�� jeweils um ein abgrenzbares Freizeit- oder Begleitprogramm, die FÃ¶rderung
des ZusammengehÃ¶rigkeitsgefÃ¼hls der Teilnehmer war jeweils nur ein
mittelbarer Nebeneffekt. Im Gegensatz hierzu hatte im vorliegenden Fall die
Aufnahme des Segway-Parcours in das fachliche Tagungsprogramm durch
unmittelbare inhaltliche und zeitliche VerknÃ¼pfung mit dem â��Impulsvortragâ��
zum Programmpunkt â��Impulsvortrag in Cooperation mit S. E. T.â�� nicht lediglich
formale Bedeutung, sondern diente unmittelbar den betrieblichen Zielsetzungen,
die mit dieser Tagung verbunden waren.

Somit steht fest, dass der Segway-Parcours unmittelbar betriebsdienlich und darauf
gerichtet war, die genannten Zielsetzungen zu erreichen, und es sich bei diesen
nicht nur um mittelbare Nebeneffekte handelte. Eine rechtlich relevante ZÃ¤sur
zwischen dem Parcours und dem zuvor stattgefundenen Tagungsprogramm ist nicht
erkennbar. Die Aufnahme des Parcours in das offizielle, fachliche Tagungsprogramm
(die Nichtbenennung dieser Veranstaltung als Segway-Parcours im
Tagungsprogramm ist unerheblich) und darÃ¼ber hinaus die Anwesenheit des M
wÃ¤hrend der gesamten Dauer dieser Veranstaltung sprechen fÃ¼r ein besonderes,
gesteigertes betriebliches Interesse des Arbeitgebers der KlÃ¤gerin an der
Teilnahme der Mitarbeiter des neu gegrÃ¼ndeten Bereichs â��Business
Developmentâ�� â�� so auch der KlÃ¤gerin. Es bestand daher fÃ¼r die KlÃ¤gerin
ein besonderer â�� betrieblich bedingter â�� Anlass, an dem Parcours
teilzunehmen. Hingegen haben weder der Umstand, dass der Programmpunkt
Parcours eine Ã�berraschung fÃ¼r die Teilnehmer war, noch die Homepage des
Veranstalters bezÃ¼glich des Zwecks der Veranstaltung eine rechtliche Relevanz
fÃ¼r die hier streitentscheidenden Fragen.

Eine andere rechtliche Beurteilung ergibt sich zur Ã�berzeugung des Senats auch
nicht daraus, dass die Teilnahme an der 2-tÃ¤gigen Dienstveranstaltung zumindest
vor Anmeldung zu dieser freiwillig war â�� wovon der Senat nach WÃ¼rdigung der
Aussagen der Zeugen M und K in der Ã¶ffentlichen Sitzung vom 20.01.2022
ausgeht. Insoweit hat der Zeuge K, zum Zeitpunkt des Unfallereignisses
Personalleiter in der S-Datenverarbeitung eG, in der Ã¶ffentlichen Sitzung vom
20.01.2022 ausgesagt, dass die Teilnahme an solchen Seminaren freiwillig gewesen
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sei und dies auch im Unternehmen bekannt gewesen sei. Ob die Teilnehmer nach
Anmeldung zur Tagung tatsÃ¤chlich noch die freie Wahl hatten, an einzelnen
Programmpunkten teilzunehmen oder nicht â�� wie es der Zeuge K behauptet hat
â�� kann letztlich dahinstehen. Denn es war fÃ¼r die Teilnehmer der Tagung â�� so
auch fÃ¼r die KlÃ¤gerin â�� aufgrund der bereits dargestellten besonderen
UmstÃ¤nde, unter denen der Segway-Parcours durchgefÃ¼hrt wurde, und der
damit verbundenen Zielsetzungen jedenfalls nicht erkennbar, dass die Teilnahme
am Parcours nach Anmeldung zur Tagung (weiterhin) freiwillig war.

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme, insbesondere nach WÃ¼rdigung der
glaubhaften Aussage des Zeugen M und der insoweit Ã¼bereinstimmenden
glaubhaften Angaben der KlÃ¤gerin in der Ã¶ffentlichen Sitzung vom 20.01.2022 ist
zunÃ¤chst nicht feststellbar, dass die Unternehmensleitung, z. B. durch den
anwesenden Bereichsleiter M, die Teilnehmer
â�� so auch die KlÃ¤gerin â�� wÃ¤hrend der Tagung vor DurchfÃ¼hrung des
Parcours auf die Freiwilligkeit dieser AktivitÃ¤t hingewiesen hat. Der Zeuge M hat
insoweit ausgesagt, dass er sich nicht daran erinnern kÃ¶nne, eine Formulierung
gewÃ¤hlt zu haben, die eine Verpflichtung oder freiwillige Teilnahme am Parcours
beinhaltet habe. Die KlÃ¤gerin hat erklÃ¤rt, dass weder M noch der Kursleiter von S.
E. T. etwas darÃ¼ber gesagt hÃ¤tten, ob die Teilnahme am Parcours freiwillig oder
verpflichtend sei. Der Senat hat keinen Anlass, an der glaubhaften Aussage des
Zeugen M und den Angaben der KlÃ¤gerin in der Ã¶ffentlichen Sitzung vom
20.01.2022 zu zweifeln. Diesen ist eindeutig zu entnehmen, dass weder M noch der
Kursleiter von S. E. T. vor der DurchfÃ¼hrung des Parcours darÃ¼ber gesprochen
haben, ob die Teilnahme am Parcours freiwillig oder verpflichtend ist.

Zur Ã�berzeugung des Senats war ein konkreter Hinweis des Arbeitgebers (z. B.
durch den anwesenden Zeugen M als Bereichsleiter) auf die Freiwilligkeit der
Teilnahme am Parcours vor seiner konkreten DurchfÃ¼hrung aufgrund der
besonderen UmstÃ¤nde des Tagungsprogramms am 04.04.2017 auch nicht
entbehrlich. Die besonderen UmstÃ¤nde ergeben sich hier â�� wie bereits
dargestellt â�� insbesondere daraus, dass es sich beim Parcours gerade nicht um
einen vom Ã¼brigen Tagungsprogramm abgrenzbaren Programmpunkt
(Begleitprogramm) der Tagung gehandelt hat, sondern um einen wesentlichen
Bestandteil des fachlichen Programmpunktes â��Impulsvortrag in Cooperation mit
S. E. T.â��, der wiederum integraler Bestandteil des fachlichen Tagungsprogramms
am 04.04.2017 war und â�� ebenso wie die anderen Programmpunkte â�� den mit
der Tagung gesetzten, bereits dargestellten Zielen dienen sollte. Die KlÃ¤gerin
musste somit nicht davon ausgehen, dass die Teilnahme am Parcours dem
freiwilligen, unversicherten Lebensbereich zuzuordnen sei. Vielmehr durfte die
KlÃ¤gerin aufgrund der dargelegten besonderen UmstÃ¤nde zum Zeitpunkt des
Ereignisses am 04.04.2017 annehmen, dass sie mit ihrer Teilnahme am Parcours
eine (vermeintliche) Pflicht aus dem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis mit der F erfÃ¼llt
und die Teilnahme im besonderen betrieblichen Interesse liegt.

Dass die KlÃ¤gerin hiervon auch tatsÃ¤chlich ausgegangen ist, ergibt sich aufgrund
der WÃ¼rdigung ihres gesamten â�� in sich widerspruchsfreien â�� Vorbringens im
Verwaltungs-, Klage- und Berufungsverfahrens, insbesondere hat sie bereits in
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ihrem Widerspruchsschreiben vom 24.10.2018 den Parcours als Pflichtveranstaltung
bezeichnet, ferner hat sie in ihren Schreiben vom 18.05.2020 und 27.07.2021 ihre
Annahme, der Parcours sei als versicherte TÃ¤tigkeit zu bewerten, u. a. damit
begrÃ¼ndet, dass die Teilnahme verpflichtend gewesen sei. HierfÃ¼r spricht auch,
dass die KlÃ¤gerin nach ihren glaubhaften Angaben in der Ã¶ffentlichen Sitzung
vom 20.01.2022 den Zeugen M â�� nachdem es nach Beginn des Parcours geregnet
hatte â�� gefragt hat, ob der Parcours deshalb abgebrochen werde, M dies aber
nicht gewollt habe. Der KlÃ¤gerin war es in dieser Situation offensichtlich nicht
bewusst, dass sie nicht verpflichtet war, (weiterhin) am Parcours teilzunehmen.

Aus den dargelegten GrÃ¼nden ist die rechtliche Schlussfolgerung der Beklagten,
dass die Teilnahme der KlÃ¤gerin am Parcours dem persÃ¶nlichen, unversicherten
Lebensbereich der KlÃ¤gerin zuzuordnen sei, nicht gerechtfertigt. Lediglich
ergÃ¤nzend weist der Senat darauf hin, dass die Teilnahme der KlÃ¤gerin am
Parcours mit einem von vornherein erhÃ¶hten gesundheitlichen Risiko verbunden
war, das durch die Fortsetzung des Parcours trotz des Regenwetters noch
verstÃ¤rkt wurde und dem die KlÃ¤gerin bei AusÃ¼bung ihrer TÃ¤tigkeit am
Arbeitsort nicht ausgesetzt gewesen wÃ¤re.

Nach alledem war die Berufung der Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf den Â§Â§ 183, 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht ersichtlich (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2
SGG).

Â 
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